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Kommentar

Die Parteiapparate denken 
ungewöhnlich langfristig  

von Gert G. Wagner*

In Wahlkampfzeiten  kommt immer wieder – und zwar ebenso bei se-
riösen Leitartiklern wie an Stammtischen –  die populäre Klage hoch, 
dass die Zeithorizonte, in denen Politiker denken, viel zu kurz seien.  

Politikern dächten immer nur bis zum nächsten Wahltermin. Und durch den steten 
Wechsel von Landtags- und Bundestagswahlen sei das sogar noch weniger als die vier 
Jahre, die eine Wahlperiode in der Regel dauert. Und ganz besonders gerne werfen 
Wirtschaftsführer der Politik zu kurze Zeithorizonte vor.  

Aber der Vorwurf des zu kurzen Zeithorizonts  ist nur dann stichhaltig, wenn man wirk-
lich wüsste, was langfristig richtig ist. Das ist aber in einer unsicheren Welt nicht der 
Fall. Man denke nur an den festen Glauben der letzten Jahre, dass man „die Märkte“ 
möglichst wenig regulieren sollte. Jetzt sind fast alle vom Gegenteil überzeugt. Was 
ist langfristig richtig? 

Selbst wenn Politiker mehr auf die Wissenschaft hören würden, würden sie  trotzdem 
Fehler machen. Nicht nur Stammtische, sondern auch Wissenschaftler können sich 
bezüglich der Zukunft gründlich irren.  Und genau deswegen gibt es so oft Wahlen. 
Durch die föderale Ordnung in Deutschland besteht zudem die Möglichkeit, dass eini-
ges in einzelnen Ländern ausprobiert wird und andere davon lernen können. Ob der 
Preis, der dafür gezahlt wird, nämlich häufige Wahlen und Wahlkämpfe, zu hoch ist, 
weiß niemand. 

Wie schwierig es ist, mit den Unsicherheiten der Zukunft umzugehen, müssten die 
Wirtschaftsführer, die die Politik beschimpfen, eigentlich selbst am besten wissen. 
Aufgrund enormer Unsicherheiten bei der Zukunftsplanung wird die Groß-Wirtschaft 
schließlich von Quartalsabschlüssen geprägt. Und das Denken an die nächste Bonus-
Zahlung reicht ja auch nicht weiter als ein Jahr. Gemessen am kurzfristigen Takt der 
Wirtschaft ist der Zeithorizont von vier oder fünf Jahren bis zur nächsten Wahl ja nahezu 
unübersehbar lang. 

Schließlich wird in der populistischen Diskussion ganz übersehen, dass Parteien quasi 
unendlich langen Planungshorizonte haben. Denn selbst wenn einzelne Akteure, was ja 
in der Tat gerade an der Spitze oft vorkommt, nur an sich denken, dann denken Parteien 
(und die viel gescholtenen Parteiapparate) aus Eigennutz über den nächsten Wahltermin 
hinaus. Und in der Tat zeichnet sich die deutsche Parteiendemokratie durch langfristige 
Projekte aus. Etwa den Klimaschutz, der hier viel energischer als in den auf – auch bei 
uns bewunderte – Politiker-Persönlichkeiten setzende Länder wie Frankreich, und die 
USA vorangetrieben wird. Dort kann man davon ausgehen, dass persönlich gewählte 
Präsidenten in der Tat nur bis zum nächsten Wahltermin denken. In Deutschland stellen 
die viel gescholtenen Parteiapparate Kontinuität her. 

* Gert G. Wagner leitet die Längsschnittsstudie „Leben in Deutschland“ am DIW Berlin.
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